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291. Verordnung: Aufnahms- und Eignungsprüfungen an Anstalten der Lehrerbildung und der
Erzieherbildung, berufsbildenden mittleren und berufsbildenden höheren
Schulen sowie allgemeinbildenden höheren Schulen und Hauptschulen

292. Verordnung: Gestaltung von Zeugnisformularen

291. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 6. Mai 1975 über
die Aufnahms- und Eignungsprüfungen an
Anstalten der Lehrerbildung und der Erzie-
herbildung, berufsbildenden mittleren und
berufsbildenden höheren Schulen sowie all-
gemeinbildenden höheren Schulen und

Hauptschulen

Auf Grund der §§ 6 bis 8, 28 Abs. 2 und 3
und 66 Abs. 2 des Schulunterrichtsgesetzes,
BGBl. Nr. 139/1974, wird, hinsichtlich der letzt-
genannten Bestimmung im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Gesundheit und Um-
weltschutz, verordnet:

1. ABSCHNITT

A l l g e m e i n e B e s t i m m u n g e n

Geltungsbereich

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt — soweit im
Abs. 2 nicht anderes bestimmt ist — für die
an öffentlichen und mit dem Öffentlichkeitsrecht
ausgestatteten Bildungsanstalten für Arbeits-
lehrerinnen, für Kindergärtnerinnen und für Er-
zieher, berufsbildenden mittleren Schulen, be-
rufsbildenden höheren Schulen sowie allgemein-
bildenden höheren Schulen und Hauptschulen
durchzuführenden Aufnahms- und Eignungsprü-
fungen und standardisierten Untersuchungsver-
fahren.

(2) Vom Geltungsbereich dieser Verordnung
ausgenommen sind Lehrgänge und Kurse nach
den §§ 59 Abs. 1, 61 Abs. 1 lit. b und 62 Abs. 4
des Schulorganisationsgesetzes, BGBl. Nr. 242/
1962, die einjährige Haushaltungsschule, die Fach-
schulen für Sozialarbeit sowie die Abiturienten-
lehrgänge nach den §§ 73 Abs. 1 lit. b, 75 Abs. 1
lit. b und 77 Abs. 1 lit. b des Schulorganisations-
gesetzes.

Zweck der Aufnahms- und Eignungsprüfung

§ 2. Die Aufnahms- und Eignungsprüfung (das
standardisierte Untersuchungsverfahren) dient
der Feststellung, ob der Aufnahmsbewerber die

Eignung für die betreffende Schule (§ 1 Abs. 1)
aufweist. Die geistige Eignung ist nach den §§ 4
bis 13, 15 bis 18 und 21 bis 28, die körperliche —
soweit sie auf Grund der Bestimmungen des
Schulorganisationsgesetzes im Rahmen der Auf-
nahms- und Eignungsprüfung (des standardisier-
ten Untersuchungsverfahrens) festzustellen ist —
nach § 20 festzustellen.

Standardisierte Untersuchungsverfahren an Stelle
der Aufnahms- und Eignungsprüfung

§ 3. (1) Zur Feststellung der Eignung des
Schülers für die berufsbildenden mittleren Schu-
len und die berufsbildenden höheren Schulen
sind an diesen Schulen an Stelle der Aufnahms-
prüfung nach wissenschaftlichen Grundsätzen er-
stellte und erprobte, vom Bundesminister für
Unterricht und Kunst zur Verfügung gestellte
Untersuchungsverfahren (standardisierte Unter-
suchungsverfahren) durchzuführen.

(2) An den kunstgewerblichen Fachschulen und
an den Höheren Lehranstalten für Reproduk-
tions- und Drucktechnik ist zusätzlich zu den stan-
dardisierten Untersuchungsverfahren eine Prüfung
durchzuführen. Diese Prüfung dient der Feststel-
lung, ob der Aufnahmsbewerber den Anforderun-
gen der zu vermittelnden Berufsausbildung in
künstlerischer Hinsicht entspricht.

(3) Insoweit standardisierte Untersuchungsver-
fahren an den höheren land- und forstwirt-
schaftlichen Schulen Untersuchungsverfahren ge-
mäß Abs. 1 gleichwertig sind, gelten sie als Un-
tersuchungsverfahren im Sinne des Abs. 1.

2. ABSCHNITT

E i g n u n g s p r ü f u n g

Umfang der Eignungsprüfung

§ 4. Die Eignungsprüfung an Anstalten der
Lehrerbildung und der Erzieherbildung hat zu
umfassen:

a) schriftliche Prüfungen,
b) mündliche Prüfungen,
c) praktische Prüfungen.
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Prüfungsgebiete der Eignungsprüfung an den
Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen

§ 5. (1) Im Rahmen der Eignungsprüfung an
den Bildungsanstalten für Arbeitslehrerinnen ist
jeweils eine schriftliche und eine mündliche Prü-
fung abzulegen:

a) in Deutsch,
b) in Mathematik.

Darüber hinaus ist eine praktische Prüfung ab-
zulegen.

(2) Die schriftliche und die mündliche Prüfung
in Mathematik ist nicht abzulegen, wenn die
Aufnahmsbewerberin den Ersten Klassenzug der
Hauptschule oder eine allgemeinbildende höhere
Schule besucht hat und das Jahreszeugnis der
vierten Stufe im Pflichtgegenstand Mathematik
keine schlechtere Note als „Gut" enthält.

(3) Die schriftliche Prüfung in Deutsch besteht
aus einem Aufsatz mit berufsbezogener Themen-
stellung. Sie dient der Feststellung

a) ob die Aufnahmsbewerberin über eine al-
tersangemessene Sprachbeherrschung und

b) über berufsadäquate Interessen, Einstellun-
gen, Motivationen und Einfallsreichtum
verfügt.

Die Arbeitszeit hat zwei Stunden zu betragen.

(4) Die schriftliche Prüfung in Mathematik hat
zwei bis vier voneinander unabhängige Aufgaben
zu umfassen. Sie dient der Feststellung des logi-
schen Denkvermögens durch Überprüfen der
Fähigkeit, mathematische Gesetzmäßigkeiten (von
Zahlen und Raumgebilden) zu erkennen, und der
Sicherheit und Geläufigkeit im Zahlenrechnen bei
berufsbezogener Aufgabenstellung. Die Arbeits-
zeit hat zwei Stunden zu betragen.

(5) Die mündliche Prüfung in Deutsch dient
der Feststellung der Sprechfähigkeit (Vorlesen
und Erzählen) und der Gewandtheit im sprach-
lichen Ausdruck (Führen eines Gespräches) der
Aufnahmsbewerberin.

(6) Die mündliche Prüfung in Mathematik
dient der ergänzenden Beurteilung der bei der
schriftlichen Prüfung festgestellten Fähigkeiten.

(7) Die praktische Prüfung dient der Über-
prüfung der Geschicklichkeit im textilen Werken.
Die Arbeitszeit hat zwei Stunden zu betragen.

Prüfungsgebiete der Eignungsprüfung an den
Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen

§ 6. (1) Im Rahmen der Eignungsprüfung an
den Bildungsanstalten für Kindergärtnerinnen ist
jeweils eine schriftliche und eine mündliche Prü-
fung abzulegen:

a) in Deutsch,
b) in Mathematik.

Darüber hinaus ist eine praktische Prüfung ab-
zulegen.

(2) Für die schriftlichen und die mündlichen
Prüfungen in Deutsch und in Mathematik finden
die Bestimmungen des § 5 Abs. 3 bis 6 Anwen-
dung.

(3) Die praktische Prüfung dient der Über-
prüfung der

a) musikalischen Bildbarkeit,

b) Gestaltungsfähigkeit auf dem Gebiet des
Werkens,

c) körperlichen Gewandtheit und Belastbar-
keit.

Die Arbeitszeit hat insgesamt drei Stunden zu be-
tragen.

Prüfungsgebiete der Eignungsprüfung an den
Bildungsanstalten für Erzieher für die ein- und

zweijährig geführten Lehrgänge

§ 7. (1) Im Rahmen der Eignungsprüfung an
den Bildungsanstalten für Erzieher für die ein-
und zweijährig geführten Lehrgänge haben

a) Aufnahmsbewerber, die die zehnte Schul-
stufe erfolgreich abgeschlossen haben, eine
schriftliche und eine mündliche Prüfung in
Deutsch, eine mündliche Prüfung in Mathe-
matik und eine praktische Prüfung,

b) Aufnahmsbewerber, die die elfte Schulstufe
erfolgreich abgeschlossen haben, eine schrift-
liche und eine mündliche Prüfung in
Deutsch und eine praktische Prüfung,

c) Aufnahmsbewerber, die die Reifeprüfung er-
folgreich abgelegt haben, eine praktische
Prüfung

abzulegen.

(2) Die schriftliche Prüfung in Deutsch besteht
aus einem Aufsatz mit berufsbezogener Themen-
stellung. Sie dient der Feststellung

a) ob der Aufnahmsbewerber über eine alters-
angemessene Sprachbeherrschung und

b) über berufsadäquate Interessen, Einstellun-
gen, Motivationen und Einfallsreichtum
verfügt.

Die Arbeitszeit hat zwei Stunden zu betragen.

(3) Die mündliche Prüfung in Deutsch dient
der Feststellung der Sprechfähigkeit (Vorlesen
und Erzählen) und der Gewandtheit im sprach-
lichen Ausdruck (Führen eines Gespräches) der
Aufnahmsbewerber. Hinsichtlich der in Abs. 1
lit. a genannten Aufnahmsbewerber dient sie
darüber hinaus der Feststellung der Kenntnisse
in Grammatik, wobei auf die Forderungen des
Lehrplanes der Bildungsanstalt für Kindergärt-
nerinnen abzustellen ist.

(4) Die mündliche Prüfung in Mathematik
dient der Feststellung des logischen Denkvermö-
gens durch Überprüfen der Fähigkeit, mathema-
tische Gesetzmäßigkeiten (von Zahlen und Raum-
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gebilden) zu erkennen, und der Sicherheit und
Geläufigkeit im Zahlenrechnen bei berufsbezo-
gener Aufgabenstellung.

(5) Die praktische Prüfung dient der Über-
prüfung der

a) musikalischen Bildbarkeit,
b) Fähigkeit zum schöpferischen Gestalten,
c) körperlichen Gewandtheit und Belastbar-

keit,
d) Fähigkeit, einfache auf die Heimpraxis be-

zogene Aufgaben zu meistern.

Die Arbeitszeit hat insgesamt drei Stunden zu be-
tragen.

Auswahl der Aufgabenstellungen

§ 8. Die für die einzelnen Prüfungsgebiete
fachlich zuständigen Prüfer haben einen Vor-
schlag für die Aufgabenstellungen auszuarbeiten
und diesen dem Schulleiter und den übrigen Prü-
fern zur Kenntnis zu bringen. Die Aufgaben-
stellungen sind sodann in einer vom Schulleiter
einzuberufenden Konferenz der Prüfer festzu-
setzen. Die Übergabe der Vorschläge an den
Schulleiter und die übrigen Prüfer hat so zeit-
gerecht vor der Abhaltung der Konferenz zu
erfolgen, daß diesen ein angemessener Zeitraum
zur Verfügung steht, um sich mit den Vorschlä-
gen vertraut machen zu können.

Durchführung der schriftlichen Prüfung

§ 9. (1) Der Schulleiter hat die für die ord-
nungsgemäße Durchführung der schriftlichen
Prüfung notwendigen Vorkehrungen, wie die
Aufsichtsführung durch Lehrer in jedem Prü-
fungsraum, zu treffen; dabei ist auf die Zahl
der Prüfungskandidaten Bedacht zu nehmen.

(2) Die Aufgabenstellungen sind den Prüfungs-
kandidaten vor Beginn der schriftlichen Prüfung
in vervielfältigter Form vorzulegen, ausgenom-
men kurze und einfache Themenstellungen (z. B.
Aufsatzthemen). Die für die Vorlage der Auf-
gabenstellungen verwendete Zeit ist in die Ar-
beitszeit nicht einzurechnen.

(3) Die Prüfungskandidaten sind vor Beginn
der schriftlichen Prüfung auf die Folgen des Ge-
brauches unerlaubter Hilfsmittel oder Hilfen ge-
mäß Abs. 4 hinzuweisen.

(4) Vorgetäuschte Leistungen (z. B. wegen Ge-
brauches unerlaubter Hilfsmittel oder Hilfen)
sind nicht zu beurteilen; in diesem Fall darf die
schriftliche Prüfung in dem betreffenden Prü-
fungsgebiet im nächstfolgenden Prüfungstermin
mit neuer Aufgabenstellung nochmals abgelegt
werden.

(5) Unerlaubte Hilfsmittel, deren sich der Prü-
fungskandidat bedienen könnte, sind diesem ab-

zunehmen, dem Prüfungsprotokoll anzuschlie-
ßen und nach dem betreffenden Prüfungstermin
zurückzugeben.

(6) Das Verlassen des Prüfungsraumes während
der schriftlichen Prüfung ist nur in dringenden
Fällen und nur einzeln zu gestatten; das Ver-
lassen jenes Teiles des Schulgebäudes, in dem die
Prüfung stattfindet, ist erst nach Ablieferung
der Prüfungsarbeit zulässig. Bis zum Abschluß
der Prüfung dürfen weder Arbeiten noch Teile
davon oder Abschriften aus dem Prüfungsraum
fortgenommen werden.

(7) Jeder Prüfungskandidat hat nach Beendi-
gung der Prüfungsarbeit diese, alle Entwürfe
und Aufzeichnungen abzugeben und den Prü-
fungsraum unverzüglich zu verlassen.

(8) Über den Verlauf der Prüfung hat der
jeweils aufsichtsführende Lehrer ein Protokoll
zu führen, in dem Beginn und Ende der Auf-
sicht, Beginn und Ende der Abwesenheit einzel-
ner Prüfungskandidaten vom Prüfungsraum, der
Zeitpunkt der Ablieferung der einzelnen Prü-
fungsarbeiten, die Anzahl der Beilagen sowie
etwaige besondere Vorkommnisse, insbesondere
solche nach Abs. 4 und 5, zu vermerken sind.

(9) Tritt während der Prüfung ein unvorher-
gesehenes Ereignis ein, das die körperliche Sicher-
heit oder die Gesundheit der Prüfungskandidaten
gefährdet oder den ordnungsgemäßen Ablauf der
Prüfung schwerwiegend beeinträchtigt, so ist die
Prüfung unverzüglich abzubrechen. In diesem
Falle ist die Prüfung im selben Prüfungstermin
mit neuer Aufgabenstellung nochmals durchzu-
führen.

(10) Die schriftliche Prüfung ist an einem Tag
durchzuführen. Sie darf nicht vor 7.30 Uhr be-
ginnen und hat spätestens um 17.00 Uhr zu
enden. Zwischen den schriftlichen Teilprüfungen
ist eine angemessene Pause vorzusehen.

Durchführung der mündlichen und der prakti-
schen Prüfung

§ 10. (1) Die mündliche Prüfung und die prak-
tische Prüfung können am Tag der schriftlichen
Prüfung oder an dem dem Tag der schriftlichen
Prüfung folgenden Tag stattfinden.

(2) Der Schulleiter hat die für die ordnungs-
gemäße Durchführung der mündlichen und der
praktischen Prüfung notwendigen Vorkehrungen
zu treffen.

(3) Im Rahmen einer mündlichen Teilprüfung
dürfen zur selben Zeit nicht mehrere Prüfungs-
kandidaten geprüft werden, doch ist während
einer mündlichen Teilprüfung eines Prüfungs-
kandidaten die Ausgabe von Aufgaben an
andere Prüfungskandidaten zur Vorbereitung zu-
lässig.
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(4) Im Rahmen der praktischen Prüfung ist
die Prüfung mehrerer Prüfungskandidaten, so-
fern es die Eigenart des Prüfungsgebietes ermög-
licht, zulässig.

(5) Bedient sich ein Prüfungskandidat bei der
Lösung einer Aufgabe unerlaubter Hilfsmittel
oder Hilfen, ist die betreffende Aufgabe nicht
zu beurteilen und eine neue Aufgabe zu stellen.

(6) Die dem Prüfungskandidaten im Rahmen
der mündlichen und der praktischen Prüfung
gestellten Aufgaben sind im Prüfungsprotokoll
zu vermerken.

§ 11. (1) Dem Prüfungskandidaten sind im
Rahmen der mündlichen Prüfung in jedem Prü-
fungsgebiet zwei voneinander unabhängige Auf-
gaben vorzulegen.

(2) Ergibt sich aus der Lösung der Aufgaben
keine sichere Beurteilungsgrundlage, so hat der
Prüfer eine weitere Aufgabe zu stellen.

(3) Zur Vorbereitung auf jede Aufgabe ist
dem Prüfungskandidaten eine angemessene Frist
einzuräumen.

(4) Für die Prüfung ist jeweils nicht mehr Zeit
zu verwenden, als für die Gewinnung einer
sicheren Beurteilung erforderlich ist. Die Prü-
fungszeit darf für ein Prüfungsgebiet 20 Minu-
ten nicht überschreiten, sofern nicht eine weitere
Frage gemäß Abs. 2 gestellt wurde.

Beurteilung der Leistungen bei der Eignungs-
prüfung

§ 12. (1) Die Leistungen des Prüfungskandida-
ten bei der Eignungsprüfung sind bei jedem Prü-
fungsgebiet vom Prüfer zu beurteilen (Einzel-
beurteilungen). Grundlage der Beurteilung der
Leistungen sind die vom Prüfungskandidaten bei
der Lösung der Aufgabe erwiesene Kenntnis des
Prüfungsgebietes und Eigenständigkeit im Den-
ken. Im übrigen finden die Bestimmungen des
§ 11 Abs. 2, 5 bis 7 und 9, des § 12 Abs. 1
Z. 4, der §§ 13 und 14, des § 15 Abs. 1 lit. a,
2 bis 4 und des § 16 Abs. 1 Z. 1 und 4 und Abs. 2
der Verordnung BGBl. Nr. 371/1974 über die
Leistungsbeurteilung in Pflichtschulen sowie mitt-
leren und höheren Schulen Anwendung.

(2) Auf Grund der Prüfungsergebnisse nach
Abs. 1 ist unter Berücksichtigung der bisherigen
Schulleistungen in einer Konferenz der Prüfer
unter dem Vorsitz des Schulleiters mit unbe-
dingter Mehrheit der abgegebenen Stimmen fest-
zusetzen, ob der Prüfungskandidat die Prüfung
„bestanden" oder wegen mangelnder Eignung
„nicht bestanden" hat (Gesamtbeurteilung). Bei
Stimmengleichheit entscheidet der Schulleiter.

(3) Zur Festsetzung der Gesamtbeurteilung
sind die überprüften schriftlichen Prüfungsarbei-
ten und die den Prüfungskandidaten im Rahmen
der mündlichen und der praktischen Prüfung ge-

stellten Aufgaben allen Prüfern und dem Schul-
leiter zu Beginn der gemäß Abs. 2 abzuhaltenden
Konferenz zugänglich zu machen.

(4) Die von der Konferenz der Prüfer (Abs. 2)
festgesetzte Gesamtbeurteilung der Leistungen
des Prüfungskandidaten ist diesem bekanntzu-
geben. Hat der Prüfungskandidat die Prüfung
bestanden und wird er in die Schule aufgenom-
men, ist ihm die Gesamtbeurteilung zugleich mit
der Aufnahme durch Anschlag an der Amtstafel
der Schule oder in anderer geeigneter Weise be-
kanntzugeben. Hat der Prüfungskandidat die
Prüfung nicht bestanden oder zwar bestanden,
kann aber wegen Platzmangels oder mangels
körperlicher Eignung nicht in die Schule auf-
genommen werden, ist ihm die Gesamtbeurtei-
lung zugleich mit der Ablehnung der Aufnahme
schriftlich bekanntzugeben.

(5) Die Einzelbeurteilungen (Abs. 1) und die
Gesamtbeurteilung (Abs. 2) sind in das Prü-
fungsprotokoll aufzunehmen. Das Prüfungspro-
tokoll ist vom Vorsitzenden und von allen Prü-
fern zu unterfertigen.

Verhinderung und Rücktritt des Prüfungskandi-
daten

§ 13. (1) Ist ein Prüfungskandidat an der Ab-
legung einer schriftlichen Prüfungsarbeit (schrift-
lichen Teilprüfung) verhindert, darf er die be-
treffende schriftliche Teilprüfung in dem auf den
Wegfall des Verhinderungsgrundes nächstfolgen-
den Prüfungstermin mit neuer Aufgabenstellung
nachholen. Der Prüfungskandidat darf zu der
anderen schriftlichen Teilprüfung . und zur
mündlichen Prüfung antreten, soweit das Prü-
fungsgebiet einer mündlichen Teilprüfung nicht
auch Prüfungsgebiet der schriftlichen Teilprüfung,
bei der der Prüfungskandidat verhindert war, ist.
Im Prüfungsgebiet, in dem bei der schriftlichen
Teilprüfung die Verhinderung bestand, darf die
mündliche Teilprüfung erst im nächstfolgenden
Prüfungstermin nach Nachholung der versäum-
ten schriftlichen Teilprüfung abgelegt werden.
Beurteilte schriftliche und mündliche Teilprü-
fungen behalten hiebei ihre Gültigkeit.

(2) Ist ein Prüfungskandidat an der Ablegung
einer mündlichen oder praktischen Teilprüfung
in dem für die mündliche bzw. praktische Prü-
fung des betreffenden Termines vorgesehenen
Zeitraum verhindert, so darf er die betreffende
Teilprüfung in dem auf den Wegfall des Ver-
hinderungsgrundes nächstfolgenden Prüfungster-
min mit neuer Aufgabenstellung nachholen. Be-
urteilte schriftliche, mündliche und praktische
Teilprüfungen behalten hiebei ihre Gültigkeit.
Ist ein Prüfungskandidat jedoch nur vorüber-
gehend verhindert, ist ihm nach Möglichkeit
Gelegenheit zur Fortsetzung der mündlichen
bzw. praktischen Prüfung, erforderlichenfalls
unter neuer Aufgabenstellung, zu geben.
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(3) Die Abs. 1 und 2 erster und zweiter Satz
finden sinngemäß auf jene Fälle Anwendung, in
denen der Prüfungskandidat von einer schrift-
lichen, einer mündlichen oder einer praktischen
Teilprüfung zurücktritt. Nach Entgegennahme
der Aufgabenstellung ist der Rücktritt nicht
mehr zulässig; die betreffende Teilprüfung ist zu
beurteilen.

Zeugnis

§ 14. (1) Kann der Aufnahmsbewerber wegen
Platzmangels nicht in die Schule aufgenommen
werden, ist ihm auf sein Verlangen über die
Einzelbeurteilungen durch die Prüfer und die
Gesamtbeurteilung ein Zeugnis auszustellen.

(2) Das Zeugnisformular für das Zeugnis über
die Eignungsprüfung ist entsprechend der einen
Bestandteil dieser Verordnung bildenden An-
lage 1 zu gestalten.

3. ABSCHNITT

S t a n d a r d i s i e r t e U n t e r s u c h u n g s -
v e r f a h r e n

Umfang des standardisierten Untersuchungsver-
fahrens

§ 15. (1) Das standardisierte Untersuchungs-
verfahren an den im § 3 Abs. 1 genannten Schu-
len hat zu umfassen:

a) Aufgaben, die die geistige Leistungsfähig-
keit des Schülers prüfen,

b) Aufgaben, die die spezielle Eignung für
die betreffende Schulart prüfen.

(2) Sofern das standardisierte Untersuchungs-
verfahren über die im Abs. 1 genannten Auf-
gaben hinaus auch lehrzielorientierte Aufgaben
umfaßt, ist hinsichtlich der letztgenannten Auf-
gaben auf den Lehrplan jener Schulstufe Be-
dacht zu nehmen, deren erfolgreicher Besuch
Mindestvoraussetzung für die Aufnahme in die
betreffende Schulart ist.

(3) Die Arbeitszeit für das standardisierte
Untersuchungsverfahren darf höchstens vier
Stunden betragen; es darf nicht vor 7.30 Uhr
beginnen und hat spätestens um 17.00 Uhr zu
enden. Die für die Einführung in das Problem
der Aufgabenstellung verwendete Zeit und die
für die Beurteilung der Leistungen erforderliche
Zeit ist in diese Zeit nicht einzurechnen.

Durchführung des standardisierten Unter-
suchungsverfahrens

§ 16. (1) Der Schulleiter hat die für die ord-
nungsgemäße Durchführung des standardisierten
Untersuchungsverfahrens notwendigen Vorkeh-
rungen, wie die Aufsichtsführung durch Lehrer
in jedem Prüfungsraum, zu treffen; dabei ist auf
die Zahl der Pfüfungskandidaten Bedacht zu
nehmen.

(2) Die Prüfungskandidaten sind vor Beginn
des standardisierten Untersuchungsverfahrens in
das Problem der jeweiligen Aufgabenstellung ein-
zuführen.

(3) Die Prüfungskandidaten sind vor Beginn
des standardisierten Untersuchungsverfahrens auf
die Folgen des Gebrauches unerlaubter Hilfen
gemäß Abs. 4 ausdrücklich hinzuweisen.

(4) Vorgetäuschte Leistungen (z. B. wegen Ge-
brauches unerlaubter Hilfen) sind nicht zu be-
urteilen; in diesem Fall darf sich der Prüfungs-
kandidat dem standardisierten Untersuchungs-
verfahren im nächstfolgenden Termin nochmals
unterziehen.

(5) Das Verlassen des Prüfungsraumes während
des standardisierten Untersuchungsverfahrens ist
nur in dringenden Fällen und nur einzeln zu
gestatten; das Verlassen jenes Teiles des Schul-
gebäudes, in dem das Untersuchungsverfahren
stattfindet, ist erst nach Ablieferung der Prü-
fungsarbeit zulässig. Bis zum Abschluß des Unter-
suchungsverfahrens dürfen weder Arbeiten noch
Teile davon oder Abschriften aus dem Prüfungs-
raum fortgenommen werden.

(6) Jeder Prüfungskandidat hat nach Beendi-
gung der Prüfungsarbeit diese, alle Entwürfe
und Aufzeichnungen abzugeben und den Prü-
fungsraum unverzüglich zu verlassen.

(7) Über den Verlauf des standardisierten
Untersuchungsverfahrens hat der jeweils auf-
sichtsführende Lehrer ein Protokoll zu führen,
in dem Beginn und Ende der Aufsicht, Beginn
und Ende der Abwesenheit einzelner Prüfungs-
kandidaten vom Prüfungsraum, der Zeitpunkt
der Ablieferung der Prüfungsarbeiten sowie et-
waige besondere Vorkommnisse, insbesondere
solche nach Abs. 4, zu vermerken sind.

(8) Jeder Prüfungskandidat hat das standardi-
sierte Untersuchungsverfahren an dem Tag ab-
zuschließen, an dem er damit begonnen hat.

(9) Tritt während des standardisierten Unter-
suchungsverfahrens ein unvorhergesehenes Ereig-
nis ein, das die körperliche Sicherheit oder die
Gesundheit der Prüfungskandidaten gefährdet
oder den ordnungsgemäßen Ablauf des Unter-
suchungsverfahrens schwerwiegend beeinträch-
tigt, so ist dieses unverzüglich abzubrechen. In
diesem Falle ist der noch nicht abgeschlossene
Teil des Untersuchungsverfahrens im selben Prü-
fungstermin nachzuholen.

Beurteilung der Leistungen beim standardisierten
Untersuchungsverfahren

§ 17. (1) Hinsichtlich der Leistungsbeurteilung
des Prüfungskandidaten tritt beim standardisier-
ten Untersuchungsverfahren an die Stelle der
Beurteilung der Leistungen in den einzelnen Prü-
fungsgebieten durch die Prüfer (Einzelbeurtei-
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lungen) das Bewertungsergebnis. Grundlage der
Bewertung der Leistungen sind die vom Prü-
fungskandidaten bei der Lösung der Aufgaben
erwiesene geistige Leistungsfähigkeit und spezielle
Eignung für die betreffende Schulart. Sofern das
Untersuchungsverfahren auch lehrzielorientierte
Aufgaben umfaßt, ist der Bewertung der Lei-
stungen überdies die vom Prüfungskandidaten
bei der Lösung dieser Aufgaben erwiesene Kennt-
nis der betreffenden Sachgebiete zugrunde zu le-
gen; hiebei ist auf die Forderungen des Lehr-
planes jener Schulstufen abzustellen, deren er-
folgreicher Besuch Mindestvoraussetzung für die
Aufnahme in die betreffende Schulart ist.

(2) Auf Grund des Bewertungsergebnisses nach
Abs. 1 ist unter Berücksichtigung der bisherigen
Schulleistungen in einer Konferenz der Prüfer
unter dem Vorsitz des Schulleiters mit unbe-
dingter Mehrheit der abgegebenen Stimmen fest-
zusetzen, ob der Prüfungskandidat die Prüfung
„bestanden" oder wegen mangelnder Eignung
„nicht bestanden" hat (Gesamtbeurteilung). Bei
Stimmengleichheit entscheidet der Schulleiter.

(3) Zur Festsetzung der Gesamtbeurteilung
sind die überprüften Prüfungsarbeiten allen Prü-
fern und dem Schulleiter zu Beginn der gemäß
Abs. 2 abzuhaltenden Konferenz zugänglich zu
machen.

(4) Die von der Konferenz der Prüfer (Abs. 2)
festgesetze Gesamtbeurteilung der Leistungen des
Prüfungskandidaten ist diesem bekannt-
zugeben. Hat der Prüfungskandidat die Eig-
nungsuntersuchung bestanden und wird er in
die Schule aufgenommen, ist ihm die Gesamtbe-
urteilung zugleich mit der Aufnahme durch An-
schlag an der Amtstafel der Schule oder in ande-
rer geeigneter Weise bekanntzugeben. Hat der
Prüfungskandidat die Eignungsuntersuchung
nicht bestanden oder zwar bestanden, kann aber
wegen Platzmangels oder mangels körperlicher
Eignung nicht in die Schule aufgenommen wer-
den, ist ihm die Gesamtbeurteilung zugleich mit
der Ablehnung der Aufnahme schriftlich be-
kanntzugeben.

(5) Die Gesamtbeurteilung ist in das Prüfungs-
protokoll aufzunehmen. Das Prüfungsprotokoll
ist vom Vorsitzenden und von allen Prüfern zu
unterfertigen.

Verhinderung und Rücktritt des Prüfungskan-
didaten

§ 18. (1) Ist ein Prüfungskandidat an der Ab-
legung des standardisierten Untersuchungsver-
fahrens verhindert, darf er das Untersuchungs-
verfahren in dem auf den Wegfall des Verhin-
derungsgrundes nächstfolgenden Prüfungstermin
nachholen.

(2) Abs. 1 findet sinngemäß auf jene Fälle An-
wendung, in denen der Prüfungskandidat vom

standardisierten Untersuchungsverfahren zurück-
tritt. Nach Entgegennahme der Aufgabenstellung
ist ein Rücktritt nicht mehr zulässig; die Eig-
nungsuntersuchung ist zu bewerten.

Zeugnis

§ 19. (1) Kann der Aufnahmsbewerber wegen
Platzmangels nicht in die Schule aufgenommen
werden, ist ihm auf sein Verlangen über das Be-
wertungsergebnis des Untersuchungsverfahrens
und die Gesamtbeurteilung ein Zeugnis auszu-
stellen.

(2) Das Zeugnisformular für das Zeugnis über
das standardisierte Untersuchungsverfahren ist
entsprechend der einen Bestandteil dieser Ver-
ordnung bildenden Anlage 2 zu gestalten.

(3) In das Zeugnis über das standardisierte
Untersuchungsverfahren (Anlage 2) ist ein Ver-
merk darüber aufzunehmen

a) welches der nachstehend angeführten Unter-
suchungsverfahren verwendet wurde:
Eignungsuntersuchung für Höhere tech-

nische und gewerbliche Lehranstalten
Eignungsuntersuchung für Handelsakade-

mien
Eignungsuntersuchung für Höhere Lehr-

anstalten für wirtschaftliche Frauenberufe
Eignungsuntersuchung für Handelsschulen
Eignungsuntersuchung für die dreijährige

Fachschule für wirtschaftliche Frauen-
berufe

Eignungsuntersuchung für die zweijährige
Hauswirtschaftsschule;

b) daß das positive Bewertungsergebnis („be-
standen") des verwendeten Untersuchungs-
verfahrens für eine berufsbildende höhere
Schule den Prüfungskandidaten auch zur
Aufnahme in eine gleichartige berufs-
bildende mittlere Schule berechtigt;

c) ob das Bewertungsergebnis des verwendeten
Untersuchungsverfahrens, obgleich es zur
Aufnahme in eine berufsbildende höhere
Schule nicht ausreicht, den Prüfungs-
kandidaten zur Aufnahme in eine berufs-
bildende mittlere Schule berechtigt.

4. ABSCHNITT

F e s t s t e l l u n g d e r k ö r p e r l i c h e n
E i g n u n g

§ 20. (1) Zur Feststellung der körperlichen Eig-
nung des Aufnahmsbewerbers ist im Rahmen
der Eignungsprüfung und des standardisierten
Untersuchungsverfahrens eine schulärztliche
Untersuchung durchzuführen.

(2) Sofern die Feststellung gemäß Abs. 1 ergibt,
daß der Aufnahmsbewerber körperlich nicht ge-
eignet ist, ist ihm dies zugleich mit der Bekannt-
gabe der Gesamtbeurteilung (§ 12 Abs. 4, § 17
Abs. 4) schriftlich mitzuteilen.
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5. ABSCHNITT

A u f n a h m s p r ü f u n g a l s E r s a t z d e r
E i g n u n g f ü r d e n E r s t e n K l a s s e n -

z u g

Umfang der Aufnahmsprüfung

§ 21. Die Aufnahmsprüfung als Ersatz der
Eignung für den Ersten Klassenzug hat zu um-
fassen

a) schriftliche Prüfungen,
b) mündliche Prüfungen.

Prüfungsgebiete der Aufnahmsprüfung

§ 22. (1) Im Rahmen der Aufnahmsprüfung
ist jeweils eine schriftliche und eine mündliche
Prüfung abzulegen

a) in Deutsch,
b) in Rechnen und Raumlehre.
(2) Die schriftliche Prüfung in Deutsch besteht

aus einem freien Aufsatz. Die Arbeitszeit hat
eine Stunde zu betragen.

(3) Die schriftliche Prüfung in Rechnen und
Raumlehre hat vier voneinander unabhängige
Aufgaben zu umfassen. Die Arbeitszeit hat eine
Stunde zu betragen.

(4) Die mündliche Prüfung in Deutsch besteht
aus

a) dem Lesen eines zusammenhängenden
Textes im Ausmaß von 20 bis 40 Druck-
zeilen,

b) dem (zusammenfassenden) Nacherzählen
des Gelesenen,

c) der Besprechung damit zusammenhängender
Fragen zur Sprachlehre.

Die Arbeitszeit hat 15 bis 30 Minuten zu be-
tragen.

(5) Die mündliche Prüfung in Rechnen und
Raumlehre besteht aus höchstens zwei einge-
kleideten Rechenaufgaben mit Nebenfragen. Sie
dient der Beurteilung der Fähigkeit des Prüfungs-
kandidaten, den Rechenweg aufzufinden, sowie
dem Nachweis der Wendigkeit im Kopfrechnen.
Die Arbeitszeit hat 15 bis 30 Minuten zu be-
tragen.

(6) Die Aufgaben für die schriftliche und die
mündliche Prüfung in Deutsch und in Rechnen
und Raumlehre (Abs. 2 bis 5) sind dem Bereich
des Lehrstoffes der vierten Klasse der Volks-
schule zu entnehmen. Hiebei sind Aufgabenstel-
lungen mit gehobenem Schwierigkeitsgrad zu
wählen.

Festsetzung der Aufgabenstellungen

§ 23. Die für die Prüfungsgebiete fachlich zu-
ständigen Prüfer haben die Aufgabenstellungen
festzusetzen. Sie sind dem Schulleiter vor der
Durchführung der Aufnahmsprüfung zur Kennt-
nis zu bringen.

Durchführung der schriftlichen Prüfung

§ 24. Auf die Durchführung der schriftlichen
Prüfung finden die Bestimmungen des § 9 Abs. 1
bis 9 Anwendung.

Durchführung der mündlichen Prüfung

§ 25. (1) Der Schulleiter hat die für die ord-
nungsgemäße Durchführung der mündlichen Prü-
fung notwendigen Vorkehrungen zu treffen; er
hat hiebei, wenn es die Zahl der Prüfungskandida-
ten erforderlich macht, insbesondere dafür zu
sorgen, daß bei der Prüfung außer dem jeweiligen
Prüfer ein weiterer Lehrer zur Aufsichtsführung
anwesend ist.

(2) Im Rahmen einer mündlichen Teilprüfung
dürfen zur selben Zeit nicht mehrere Prüfungs-
kandidaten geprüft werden, doch ist während
einer mündlichen Teilprüfung eines Prüfungs-
kandidaten die Ausgabe von Aufgaben an andere
Prüfungskandidaten zur Vorbereitung zulässig.

(3) Zur Vorbereitung auf jede Aufgabe ist dem
Prüfungskandidaten eine angemessene Zeit ein-
zuräumen.

(4) Bedient sich ein Prüfungskandidat bei der
Lösung einer Aufgabe unerlaubter Hilfsmittel
oder Hilfen, ist die betreffende Aufgabe nicht zu
beurteilen und eine neue Aufgabe zu stellen.

(5) Die dem Prüfungskandidaten im Rahmen
der mündlichen Prüfung gestellten Aufgaben sind
im Prüfungsprotokoll zu vermerken.

Dauer der Aufnahmsprüfung

§ 26. Die Aufnahmsprüfung ist an zwei auf-
einanderfolgenden Tagen durchzuführen. Am
ersten Tag ist die schriftliche Prüfung, am zweiten
Tag die mündliche Prüfung durchzuführen. Die
schriftliche Prüfung und die mündliche Prüfung
darf jeweils nicht vor 7.30 Uhr beginnen und
hat spätestens um 17.00 Uhr zu enden.

Beurteilung der Leistungen bei der Aufnahms-
prüfung

§ 27. (1) Die Leistungen des Prüfungskandida-
ten bei der Aufnahmsprüfung sind in jedem
Prüfungsgebiet vom Prüfer zu beurteilen (Einzel-
beurteilungen). Grundlage der Beurteilungen der
Leistung sind die vom Prüfungskandidaten bei
der Lösung der Aufgaben erwiesene Kenntnis des
Prüfungsgebietes und Eigenständigkeit im Den-
ken. Im übrigen finden die Bestimmungen des
§ 11 Abs. 2 und 5 bis 7, des § 14, des § 15 Abs. 1
lit. a und b und Abs. 2 bis 4, des § 16 Abs. 1 Z. 1
und 4 und Abs. 2 der Verordnung BGBl. Nr. 371/
1974 über die Leistungsbeurteilung in Pflicht-
schulen sowie mittleren und höheren Schulen
Anwendung.

(2) Der Gesamtbeurteilung der Leistungen des
Prüfungskandidaten sind die Einzelbeurteilungen
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(Abs. 1) zugrunde zu legen. Die Aufnahmsprüfung
ist „bestanden", wenn die Einzelbeurteilungen
zumindest mit „Genügend" festgesetzt werden.
Die Aufnahmsprüfung ist „nicht bestanden",
wenn auch nur eine Einzelbeurteilung mit „Nicht
genügend" festgesetzt wird.

(3) Dem Prüfungskandidaten ist die Gesamt-
beurteilung seiner Leistungen bekanntzugeben.
Hat er die Aufnahmsprüfung bestanden und
wird er in die Schule, an der er die Prüfung ab-
gelegt hat, aufgenommen, ist ihm die Gesamt-
beurteilung zugleich mit der Aufnahme durch
Anschlag an der Amtstafel der Schule oder in
anderer geeigneter Weise bekanntzugeben. Hat
er die Aufnahmsprüfung nicht bestanden oder
zwar bestanden, kann aber wegen Platzmangels
nicht in die Schule aufgenommen werden, ist ihm
die Gesamtbeurteilung zugleich mit der Ableh-
nung der Aufnahme schriftlich bekanntzugeben.
Ferner ist dem Prüfungskandidaten die Gesamt-
beurteilung schriftlich bekanntzugeben, wenn er
die Aufnahmsprüfung bestanden hat, aber nicht
die Aufnahme in die Schule anstrebt, an der er
die Prüfung abgelegt hat.

(4) Die Einzelbeurteilungen (Abs. 1) und die
Gesamtbeurteilung (Abs. 2) sind in das Prüfungs-
protokoll aufzunehmen. Das Prüfungsprotokoll
ist vom Schulleiter und von den Prüfern zu
unterfertigen.

Verhinderung und Rücktritt des Prüfungs-
kandidaten

§ 28. Auf die Verhinderung des Prüfungs-
kandidaten an der Ablegung der Aufnahmsprü-
fung und den Rücktritt des Prüfungskandidaten
von der Aufnahmsprüfung finden die Bestim-
mungen des § 13 Anwendung.

Zeugnis

§ 29. (1) Kann der Aufnahmsbewerber wegen
Platzmangels nicht in die Schule aufgenommen
werden, ist ihm auf sein Verlangen über die
Einzelbeurteilungen durch die Prüfer und die
Gesamtbeurteilung ein Zeugnis auszustellen.

(2) Das Zeugnisformular für das Zeugnis über
die Aufnahmsprüfung ist entsprechend der einen
Bestandteil dieser Verordnung bildenden Anlage 3
zu gestalten.

6. ABSCHNITT

I n k r a f t t r e t e n

§ 30. Diese Verordnung tritt mit dem dem
Tag ihrer Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Sinowatz
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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292. Verordnung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 6. Mai 1975 über

die Gestaltung von Zeugnisformularen

Auf Grund der §§ 22 und 39 des Schulunter-
richtsgesetzes, BGBl. Nr. 139/1974, wird ver-
ordnet:

Allgemeine Bestimmungen

§ 1. (1) Diese Verordnung gilt für die Gestal-
tung der im § 2 Abs. 1 genannten Zeugnisformu-
lare, die an den durch § 1 des Schulunterrichts-
gesetzes erfaßten Schulen zu verwenden sind;
ausgenommen vom Geltungsbereich dieser Ver-
ordnung sind die Zeugnisformulare für Externi-
stenprüfungen.

(2) Durch die Verordnung werden auf Grund
besonderer Vorschriften in das Zeugnis aufzu-
nehmende Vermerke (z. B. Überbeglaubigungen)
nicht berührt.

§ 2. (1) Die Zeugnisformulare für Jahreszeug-
nisse, Lehrgangszeugnisse und Kurszeugnisse, Ab-
schlußzeugnisse sowie Reifeprüfungszeugnisse
(einschließlich der Zeugnisse für Vorprüfungen
und Zusatzprüfungen zur Reifeprüfung), Be-
fähigungsprüfungszeugnisse und Abschlußprü-
fungszeugnisse sowie für Schulbesuchsbestätigun-
gen sind entsprechend den folgenden Bestim-
mungen und den einen Bestandteil dieser Ver-
ordnung bildenden Anlagen 2 bis 12 zu gestalten.

(2) Insoweit Zeugnisse für bestimmte Schul-
arten, Schulformen oder Fachrichtungen herge-
stellt werden, können jene Textstellen der
Anlagen 2 bis 12 entfallen, die für die betreffende
Schulart, Schulform bzw. Fachrichtung nicht in
Betracht kommen.

(5) In dem für die Bezeichnung der Schule und
des Standortes vorgesehenen Raum ist bei Privat-
schulen mit Öffentlichkeitsrecht ein Hinweis auf
die Verleihung dieses Rechtes aufzunehmen.

(4) In dem für die Bezeichnung der Pflicht-
gegenstände, der Freigegenstände und der unver-
bindlichen Übungen vorgesehenen Raum sind die
betreffenden Unterrichtsgegenstände bzw. Übun-
gen in der Reihenfolge ihrer Nennung in dem in
Betracht kommenden Lehrplan anzuführen.
Ferner ist in diesem Zusammenhang die Teil-
nahme an etwaigen lehrplanmäßig vorgesehe-
nen therapeutischen und funktionellen Übungen
sowie an Pflicht- und Wahlseminaren zu ver-
merken.

(5) Bei den lebenden Fremdsprachen ist die
Bezeichnung der Fremdsprache sowie erforder-
lichenfalls der Vermerk „(Erste lebende Fremd-
sprache)" bzw. „(Zweite lebende Fremdsprache)"
anzuführen.

(6) Die Beurteilung der Leistungen ist in Ab-
schlußzeugnissen, Reifeprüfungszeugnissen, Be-
fähigungsprüfungszeugnissen und Abschlußprü-
fungszeugnissen in Worten, in den übrigen Fällen
in Ziffern zu schreiben. Die Beurteilung des Ver-
haltens in der Schule und der äußeren Form der
Arbeiten ist jedenfalls in Worten zu schreiben.

(7) Sofern ein Pflichtgegenstand oder ein Frei-
gegenstand besucht wurde, jedoch nicht beurteilt
werden konnte, ist statt der Beurteilung der
Vermerk „nicht beurteilt" aufzunehmen.

(8) Die in den §§ 3 bis 8 vorgesehenen Zeugnis-
vermerke sind unmittelbar vor dem Ausstellungs-
datum einzufügen. Steht hiefür kein Platz zur
Verfügung, können sie auch nach den Unter-
schriften gesetzt werden, sind jedoch ebenfalls
mit Datum, Unterschriften und Rundsiegel zu
fertigen. Vermerke können auf den Zeugnis-
formularen vorgedruckt werden, sind jedoch in
diesem Falle bei Nichtzutreffen zu streichen.

(9) Freie Stellen der Zeugnisformulare in dem
für die Leistungsbeurteilung, für Teilnahmever-
merke und sonstige Vermerke vorgesehenen
Raum sind durchzustreichen.

(10) Für die in Abs. 1 genannten Zeugnisfor-
mulare — ausgenommen die Schulbesuchsbe-
stätigungen — ist ein hellgrüner Unterdruck
gemäß Anlage 1 zu verwenden. Sofern wegen
zusätzlich in das Zeugnis aufzunehmender Ver-
merke mit dem Zeugnisformular das Auslangen
nicht gefunden werden kann, ist mit diesem ein
aus dem gleichen Unterdruckpapier hergestellter
Anhang so zu verbinden, daß nachträgliches un-
befugtes Austauschen des Anhanges nicht mög-
lich ist.

Jahreszeugnis

§ 3. (1) In das Jahreszeugnis (Anlage 2) sind
folgende Vermerke mit der erforderlichen Er-
gänzung aufzunehmen:

a) wenn der Schüler die betreffende Schulstufe
gemäß § 22 Abs. 2 lit. g des Schulunter-
richtsgesetzes mit ausgezeichnetem Erfolg
abgeschlossen hat:
„Er/Sie hat gemäß § 22 Abs. 2 lit. g des
Schulunterrichtsgesetzes die/den . . . . Klasse/
Jahrgang ( Schulstufe)/ Klassen-
zug mit ausgezeichnetem Erfolg abgeschlos-
sen.";

b) wenn der Schüler gemäß § 25 des Schul-
unterrichtsgesetzes zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe berechtigt ist:
„Er/Sie ist gemäß § 25 des Schulunterrichts-
gesetzes zum Aufsteigen in die/den

Klasse/Jahrgang ( Schulstufe)/
Klassenzug berechtigt.";
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c) wenn der Schüler zum Aufsteigen in die
nächsthöhere Schulstufe gemäß § 25 des
Schulunterrichtsgesetzes nicht berechtigt ist:
„Er/Sie ist zum Aufsteigen in die/den

Klasse/Jahrgang ( Schulstufe)/
Klassenzug gemäß § 25 des Schul-

unterrichtsgesetzes nicht berechtigt.";

d) wenn der Schüler gemäß § 27 Abs. 1 des
Schulunterrichtsgesetzes berechtigt ist, die
betreffende Schulstufe zu wiederholen:
„Er/Sie ist gemäß § 27 Abs. 1 des Schul-
unterrichtsgesetzes berechtigt, die/den

Klasse/Jahrgang ( Schulstufe)/
Klassenzug zu wiederholen.";

e) wenn der Schüler gemäß § 23 Abs. 1 des
Schulunterrichtsgesetzes zur Ablegung einer
Wiederholungsprüfung aus einem oder zwei
Pflichtgegenständen berechtigt ist:
„Er/Sie ist gemäß § 23 Abs. 1 des Schul-
unterrichtsgesetzes zur Ablegung einer
Wiederholungsprüfung aus dem/den Pflicht-
gegenstand/Pflichtgegenständen
berechtigt.";

f) wenn der Schüler gemäß § 23 Abs. 4 des
Schulunterrichtsgesetzes berechtigt ist, eine
Wiederholungsprüfung aus einem oder zwei
Freigegenständen abzulegen:
„Er/Sie ist gemäß § 23 Abs. 4 des Schul-
unterrichtsgesetzes zur Ablegung einer
Wiederholungsprüfung aus dem/den Frei-
gegenstand/Freigegenständen
berechtigt.";

g) wenn der Schüler die gemäß § 32 des Schul-
unterrichtsgesetzes zulässige Höchstdauer
des Schulbesuches überschreitet (§ 33 Abs. 2
lit. d des Schulunterrichtsgesetzes):

„Er/Sie hat mit Ende dieses Schuljahres in-
folge Überschreitens der gemäß § 32 des
Schulunterrichtsgesetzes zulässigen Höchst-
dauer gemäß § 33 Abs. 2 lit. d des Schul-
unterrichtsgesetzes aufgehört, Schüler/
Schülerin dieser Schule zu sein.";

h) wenn es sich um das Jahreszeugnis der
vierten oder fünften Schulstufe der Volks-
schule bzw. einer Sonderschule handelt, in
der der Lehrplan der Volksschule ange-
wendet wird, und der Schüler gemäß § 28
Abs. 2 des Schulunterrichtsgesetzes geeignet
ist, die erste Stufe des Ersten bzw. Zweiten
Klassenzuges einer Hauptschule zu be-
suchen:
„Er/Sie ist gemäß § 28 Abs. 2 des Schul-
unterrichtsgesetzes geeignet, den Ersten/
Zweiten Klassenzug der Hauptschule zu be-
suchen.";

i) wenn es sich um das Jahreszeugnis einer
Stufe des Ersten Klassenzuges einer Haupt-
schule handelt und der Schüler die betref-
fende Schulstufe gemäß § 30 Abs. 1 des
Schulunterrichtsgesetzes mit gutem Gesamt-
erfolg abgeschlossen hat:
„Er/Sie hat diese Schulstufe gemäß § 30
Abs. 1 des Schulunterrichtsgesetzes mit
gutem Gesamterfolg abgeschlossen.";

j) wenn es sich um das Jahreszeugnis des
Zweiten Klassenzuges der Hauptschule han-
delt und der Schüler gemäß § 31 Abs. 3
des Schulunterrichtsgesetzes berechtigt ist,
in die nächsthöhere Stufe des Ersten Klas-
senzuges der Hauptschule aufzusteigen:
„Er/Sie ist auf Grund der Feststellung der
Klassenkonferenz gemäß § 31 Abs. 3 des
Schulunterrichtsgesetzes berechtigt, in die

Klasse des Ersten Klassenzuges auf-
zusteigen.";

k) wenn es sich um das Jahreszeugnis des
Ersten Klassenzuges der Hauptschule han-
delt und der Schüler gemäß § 31 Abs. 4
des Schulunterrichtsgesetzes berechtigt ist,
in die nächsthöhere Stufe des Zweiten Klas-
senzuges aufzusteigen:
„Er/Sie ist gemäß § 31 Abs. 4 des Schul-
unterrichtsgesetzes berechtigt, in die

Klasse des Zweiten Klassenzuges auf-
zusteigen.";

l) bei Beendigung der allgemeinen Schul-
pflicht gemäß § 3 des Schulunterrichtsge-
setzes, BGBl. Nr. 241/1962:
„Er/Sie hat die allgemeine Schulpflicht ge-
mäß § 3 des Schulpflichtgesetzes, BGBL
Nr. 241/1962, mit Ende des Schuljahres
19 . . / . . beendet.";

m) wenn die Beurteilung des Schülers in einem
Pflichtgegenstand wegen Befreiung von der
Teilnahme an diesem Pflichtgegenstand ge-
mäß § 11 Abs. 6 oder 7 des Schulunter-
richtsgesetzes oder gemäß § 23 des Schul-
pflichtgesetzes nicht möglich war:
„Er/Sie wurde von der Teilnahme am
Pflichtgegenstand gemäß
§11 Abs. 6/Abs. 7 des Schulunterrichtsge-
setzes/gemäß § 23 des Schulpflichtgesetzes
befreit";

n) bei Beurteilung in der Unterrichtssprache
und der lebenden Fremdsprache gemäß § 18
Abs. 11 des Schulunterrichtsgesetzes:
„Er/Sie wurde auf Grund seines/ihres An-
suchens gemäß § 18 Abs. 11 des Schul-
unterrichtsgesetzes in der Unterrichts-
sprache beurteilt, als wäre diese die lebende
Fremdsprache; er/sie wurde in seiner/ihrer
Muttersprache beurteilt, als wäre diese die
Unterrichtssprache.";
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o) wenn sich der Schüler gemäß § 33 Abs. 2
lit. a des Schulunterrichtsgesetzes vom
Schulbesuch abgemeldet hat:
„Er/Sie hat sich gemäß § 33 Abs. 2 lit. a
des Schulunterrichtsgesetzes mit
vom Schulbesuch abgemeldet.";

p) wenn es sich um das Jahreszeugnis einer
Berufsschule handelt, der Schüler das Lehr-
verhältnis beendet hat und er die Berufs-
schule nicht gemäß § 32 Abs. 3 des Schul-
unterrichtsgesetzes weiterbesucht (§ 33
Abs. 2 lit. b des Schulunterrichtsgesetzes):
„Er/Sie hat mit auf Grund
der Beendigung des Lehrverhältnisses ge-
mäß § 33 Abs. 2 lit. b des Schulunterrichts-
gesetzes aufgehört, Schüler/Schülerin dieser
Schule zu sein.";

q) wenn der Schüler einer mittleren oder
höheren Schule der schriftlichen Aufforde-
rung zur Rechtfertigung gemäß § 45 Abs. 5
des Schulunterrichtsgesetzes binnen einwö-
chiger Frist nicht nachgekommen ist (§ 33
Abs. 2 lit. c des Schulunterrichtsgesetzes):

„Er/Sie hat mit infolge Nicht-
rechtfertigung des Fernbleibens von der
Schule (§ 45 Abs. 5 des Schulunterrichts-
gesetzes) gemäß § 33 Abs. 2 lit. c des Schul-
unterrichtsgesetzes aufgehört, Schüler/
Schülerin dieser Schule zu sein.";

r) beim Eintritt der Rechtskraft des Aus-
schlußbescheides gemäß § 49 des Schul-
unterrichtsgesetzes (§ 33 Abs. 2 lit. e des
Schulunterrichtsgesetzes):
„Er/Sie hat mit Rechtskraft des Ausschluß-
bescheides gemäß § 49 des Schulunterrichts-
gesetzes mit gemäß § 33
Abs. 2 lit. e des Schulunterrichtsgesetzes
aufgehört, Schüler/Schülerin dieser Schule
zu sein.";

(2) Für das vorläufige Jahreszeugnis gemäß
§ 22 Abs. 5 des Schulunterrichtsgesetzes gelten
die Bestimmungen für das Jahreszeugnis, doch ist
im Zeugnisformular vor dem Wort „Jahres-
zeugnis" das Wort „Vorläufiges" zu setzen. Fer-
ner ist folgender Vermerk aufzunehmen, wobei
alle Pflichtgegenstände, in denen die Nachtrags-
prüfung abzulegen ist, anzuführen sind:
„Er/Sie wurde zur Ablegung einer Nachtrags-
prüfung aus bis spätestens
zugelassen."

(3) Die gemäß § 23 Abs. 2 und Abs. 3 des
Schulunterrichtsgesetzes in das Jahreszeugnis auf-
zunehmenden Vermerke sind vom Schulleiter der
Schule, an der die Wiederholungsprüfung abge-

legt wurde, sowie dem betreffenden Fachprüfer
(den Fachprüfern) unter Anbringung des Rund-
siegels der Schule zu fertigen. Es ist folgender
Wortlaut zu verwenden:

a) für den Vermerk gemäß § 23 Abs. 2 des
Schulunterrichtsgesetzes:
„Er/Sie hat im Hinblick auf den Wechsel
der Schulart die Wiederholungsprüfung aus
dem Pflichtgegenstand
gemäß § 23 Abs. 2 des Schulunterrichtsge-
setzes mit der Beurteilung
abgelegt.";

b) für den Vermerk gemäß § 23 Abs. 3 des
Schulunterrichtsgesetzes:
„Er/Sie hat im Hinblick auf den Schul-
wechsel die Wiederholungsprüfung aus dem
Pflichtgegenstand/den Pflichtgegenständen

gemäß § 23 Abs. 3 des Schul-
unterrichtsgesetzes mit der Beurteilung

abgelegt."

(4) In das Jahreszeugnis der Sonderschule für
mehrfach behinderte und der Sonderschule für
Schwerstbehinderte Kinder (Anlage 3) sind bei
Vorliegen der in Abs. 1 lit. g, 1 oder o
genannten Voraussetzungen die entsprechenden
dort angeführten Vermerke mit der erforderli-
chen Ergänzung aufzunehmen.

Lehrgangs- und Kurszeugnisse

§ 4. Für die Lehrgangs- und Kurszeugnisse sind
die Bestimmungen betreffend die Jahreszeugnisse
sinngemäß anzuwenden.

Abschlußzeugnis

§ 5. (1) Das Abschlußzeugnis ist jeweils mit
dem Jahreszeugnis über die letzte Schulstufe zu
verbinden.

(2) In das Abschlußzeugnis sind — ausgenom-
men das Abschlußzeugnis an Berufsschulen —
mit der erforderlichen Ergänzung folgende Ver-
merke aufzunehmen:

a) die Darstellung des Bildungsganges des
Schülers:
„Er/Sie hat bisher folgende Schulen be-
sucht:"; daran sind alle besuchten Schul-
arten (Schulformen bzw. Fachrichtungen)
unter Angabe des Zeitraumes, in dem der
Schüler die betreffenden Schulen besucht
hat, anzuführen;

b) bei berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen sowie bei Werkschulheimen und
beim Mathematischen Realgymnasium mit
zusätzlicher Ausbildung in Metallurgie am
Bundesrealgymnasium in Reutte zutreffen-
denfalls entsprechende Vermerke über
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durch den Schulbesuch erworbene Berechti-
gungen auf Grund von Bestimmungen des
Gewerbe- und Berufsausbildungsrechtes.
Hiebei ist die Verordnung, auf Grund
deren diese Berechtigungen bestehen, zu
zitieren. Die Berechtigungen können durch
den Hinweis auf die betreffende Verord-
nung allgemein umschrieben oder auch
unter Nennung der Berufe und des Aus-
maßes der Berechtigung einzeln angeführt
werden;

c) bei berufsbildenden mittleren und höheren
Schulen sowie bei Werkschulheimen und
beim Mathematischen Realgymnasium mit
zusätzlicher Ausbildung in Metallurgie am
Bundesrealgymnasium in Reutte die Wie-
dergabe der Stundentafel der besuchten
Schulart (Fachrichtung). Diese Darstellung
kann auch nach der Fertigung auf dem
Zeugnisformular angebracht werden.

Reifeprüfungs-, Befähigungsprüfungs- und Ab-
schlußprüfungszeugnis

§ 6. (1) In das Reifeprüfungszeugnis (Anla-
gen 4 und 5) sind mit der erforderlichen Ergän-
zung gegebenenfalls folgende Vermerke aufzu-
nehmen:

a) Vermerk über die Ablegung einer Vor-
prüfung zur Reifeprüfung;

b) bei allgemeinbildenden höheren Schulen
im Falle des Besuches von Freigegenstän-
den, die für die Berechtigung zum Besuch
von Hochschulen von Bedeutung sind:
„Er/Sie hat in der Klasse den
Freigegenstand im
Gesamtausmaß von Wochenstunden
erfolgreich besucht.";

c) Vermerke über allfällige Berechtigungen ne-
ben der Berechtigung zum Hochschulbesuch
(z. B. über die Berechtigung zur Führung
der Standesbezeichnung „Ingenieur");

d) wenn die Beurteilung in einem Prüfungs-
gebiet auf „Nicht genügend" lautet:
„Er/Sie ist gemäß § 40 Abs. 2/Abs. 3
des Schulunterrichtsgesetzes berechtigt,
zum Termin 19. . zur Wiederho-
lung der Reifeprüfung aus dem/den Prü-
fungsgebiet(en) anzutreten.".

(2) An den allgemeinbildenden höheren Schu-
len ist bei erfolgreicher Ablegung der Reifeprü-
fung das Reifeprüfungszeugnis mit dem Jahres-
zeugnis über die letzte Schulstufe zu verbinden.

(3) In das Zeugnis über die Ablegung der Vor-
prüfung zur Reifeprüfung gemäß § 36 Abs. 6
des Schulunterrichtsgesetzes (Anlage 6) ist gege-
benenfalls folgender Vermerk mit der erforder-
lichen Ergänzung aufzunehmen:

„Er/Sie ist berechtigt, die Vorprüfung zur Reife-
prüfung aus dem/den Prüfungsgebiet(en)

zu wiederholen.".

(4) Für das Befähigungsprüfungszeugnis (An-
lagen 8 und 9) ist hinsichtlich der aufzunehmen-
den Vermerke Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.

(5) An den Bildungsanstalten für Kinder-
gärtnerinnen, den Bildungsanstalten für Arbeits-
lehrerinnen sowie an den Bildungsanstalten für
Erzieher ist bei erfolgreicher Ablegung der Be-
fähigungsprüfung das Befähigungsprüfungs-
zeugnis mit dem Jahreszeugnis über die letzte
Schulstufe zu verbinden.

(6) Für das Abschlußprüfungszeugnis (An-
lage 10) ist hinsichtlich der aufzunehmenden
Vermerke Abs. 1 sinngemäß anzuwenden.

(7) An den mittleren und höheren berufsbil-
denden Schulen sowie an den Werkschulheimen
und am Mathematischen Realgymnasium mit
zusätzlicher Ausbildung in Metallurgie am Bun-
desrealgymnasium in Reutte ist in das Reife-
prüfungszeugnis bzw. in das Abschlußprüfungs-
zeugnis, an den Bundesanstalten für Arbeits-
lehrerinnen, für Kindergärtnerinnen und für Er-
zieher in das Befähigungsprüfungszeugnis die
Stundentafel aufzunehmen. Diese Darstellung
kann auch nach der Fertigung auf dem Zeugnis-
formular angebracht werden.

Schulbesuchsbestätigung

§ 7. Für die gemäß § 22 Abs. 10 des Schul-
unterrichtsgesetzes auszustellende Schulbesuchs-
bestätigung (Anlagen 11 und 12) ist hinsichtlich
der aufzunehmenden Vermerke § 3 Abs. 1 an-
zuwenden.

Sonderbestimmungen

§ 8. (1) An Berufsschulen ist in den in Betracht
kommenden Zeugnisformularen statt der Fach-
richtung die Fachklasse anzugeben.

(2) Wenn ein Schüler, der gleichzeitig zwei
Lehrberufe erlernt, in einem der Lehrberufe die
letzte Schulstufe positiv abgeschlossen hat, ist
ihm über diese Schulstufe ein Jahreszeugnis aus-
zustellen.

(3) Die Angabe des religiösen Bekenntnisses
des Schülers hat in den Zeugnisformularen für
Berufsschulen — ausgenommen in den Bundes-
ländern Tirol und Vorarlberg — zu entfallen.

(4) Insoweit der Religionsunterricht an Berufs-
schulen Freigegenstand ist, ist kein diesbezügli-
cher Zeugnisvermerk aufzunehmen.

§ 9. Durch diese Verordnung werden Sonder-
regelungen hinsichtlich der Gestaltung von
Zeugnisformularen im Bereich des Minderheiten-
schulwesens nicht berührt.
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§ 10. Bei Besuch eines Unterrichtes, der im
Rahmen eines Schulversuches geführt wird, kann
ein darauf hinweisender Vermerk in das Zeugnis
aufgenommen werden. Bei Führung von Lei-
stungsgruppen ist ein entsprechender Hinweis auf
die besuchte Leistungsgruppe aufzunehmen.

Obergangsbestimmung

§ 11. Bis 31. Dezember 1975 können auch
solche Zeugnisse und Vermerke verwendet wer-

den, die nicht dieser Verordnung entsprechen,
sofern dennoch den einschlägigen Bestimmungen
des Schulunterrichtsgesetzes Rechnung getragen
werden kann.

Inkrafttreten

§ 12. Diese Verordnung tritt mit dem dem
Tag ihrer. Kundmachung folgenden Tag in Kraft.

Sinowatz
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Anlage 1
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Anlage 2
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Anlage 3
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Anlage 4
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Anlage 5
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Anlage 6
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Anlage 7
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Anlage 8
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Anlage 9
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Anlage 10
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Anlage 11
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